
Umsetzung
Nach Entscheidung:  
Rückmeldung über  

umgesetzte  
Empfehlungen.

Feedback
Erklärung für  

nicht umgesetzte 
Empfehlungen.

Wutbürger
Umgang mit  

„Wutbürgern“ und „Be­
teiligungsverweigerern“

Ziel: wirksam ins  
Verfahren holen.

Ergebnisse
„Empfehlung“ an  

entscheidende demokratische 
Institution. Evtl. auch: Volks- 

befragung/Volksabstimmung 
(= direkte Demokratie)

Stärkung 
der Demokratie 

Stärkung der Demokratie, 
des mündigen Bürgertums  

sowie der demokratischen Institutionen.

Quereinstiege
Jederzeitige Möglichkeit  
zur aktiven Mitwirkung  

im Verfahren bei Interesse  
oder wahrgenommener  

Betroffenheit. 

1. Ergebnis

Akzeptanz:
Bürger akzeptieren die  

endgültige Entscheidung  
demokratischer Gremien, 

weil sie sich intensiv mit dem  
Thema beschäftigt haben, gehört 

wurden und ihre Vorschläge  
umgesetzt bzw. ernsthaft  

geprüft wurden.

2. Ergebnis

Legitimation:
Die abschließende Entscheidung 

ist nicht nur abstrakt (Wahl), 
sondern konkret legitimiert 

(Beteiligungsprozess).

4. Ergebnis

Emanzipation:
Bürger erleben Demokratie
als spannend, sich selbst als  

Handelnde und lernen, sich von  
tradierten Rollen („Ihr da oben, 

wir da unten“) zu emanzipieren. 
Populistische Scheinlösungen 

werden als unrealistisch 
erkannt.

3. Ergebnis

Qualität:
Im Rahmen des Beteiligungs- 
prozesses entstehen deutlich  

verbesserte Konzepte oder gar echte 
Alternativen, da die Bürger 

als „Experten in eigener Sache“ 
wichtige Blickwinkel 

einbringen.

Zwischen- 
ergebnisse

Festhalten/präsentieren.

Diskurs 
in Klein- und/oder Groß- 

gruppen sowie 
passenden Formaten.

Betroffen-
heit klären

Wer ist vom  
Prozess/Ergebnis  

betroffen?

Informieren
Möglichst alle 

potenziell Betroffenen 
müssen vom  

Verfahren wissen.

Wissen- 
schaftslabor

Bei komplexen Themen:
unabhängige wissen- 
schaftliche Beratung 

der Beteiligten.

Einladen
Offene Information, 

Möglichkeit,  
sich für Beteiligung 

zu melden.

Auftakt- 
veranstaltung
Z. B. als Planungskonferenz, 

Zukunftswerkstatt, Barcamp. Regeln 
vereinbaren

Festlegen im „Beteiligungsver­
trag“: Ziele, Mitwirkungsmög­

lichkeiten, Relevanz der Beteili­
gungsergebnisse, Pflicht zur 

Rückmeldung durch Beteiliger, Dau­
er und Ressourcen, Umgang mit 
Konflikten, Ombudsmann/-frau 

(Beteiligungsbeauftragte) 
für Beschwerden im Ver­

fahren.

Beteiligungsparadoxon
Am Beginn eines Verfahrens ist die Mitwirkungsmöglichkeit am größten. 
Allerdings beteiligen sich nur wenige Menschen, weil sie entweder noch 
keine Betroffenheit verspüren oder schlicht keine Kenntnis vom Verfahren 
haben. Zum Ende eines Verfahrens steigt die Zahl derer, die sich betroffen 
fühlen und beteiligen wollen. Der Einfluss auf das Ergebnis wird jedoch zu­
nehmend geringer. Der Großkonflikt um Stuttgart 21 ist zum Beispiel des­
halb entstanden, weil die meisten Betroffenen erst auf das Vorhaben auf­
merksam wurden, als die Baumaßnahmen begannen.

Einflussmöglichkeit

Dauer des Verfahrens

Interesse

Beteiligungsbereitschaft
Beteiligungsbereitschaft beschreibt das Interesse an einem Thema, die Bereit­
schaft, sich damit zu beschäftigen, sich eine Meinung zu bilden und andere 
von dieser Meinung überzeugen zu wollen, sowie die Bereitschaft, Angebote 
zur Bürgerbeteiligung zu diesem Thema wahrzunehmen. Sie ist besonders 
hoch in gebildeten, gut situierten Kreisen und bei persönlicher Betroffenheit.

Beteiligungsvertrag
Es empfiehlt sich, zu Beginn eines Verfahrens 

zwischen Beteiligern und Beteiligten genau fest­
zulegen, welche Möglichkeiten die Beteiligten 

haben, auf das Endergebnis einzuwirken, welche 
Ressourcen ihnen zur Verfügung stehen und wie 

der Prozess ablaufen und gesteuert werden soll. 
Wichtig ist auch der Umgang mit den Ergebnis­
sen des Verfahrens. Jörg Sommer, Direktor des 

Berlin Instituts für Partizipation, empfiehlt hier­
zu den Abschluss eines informellen „Beteili­

gungsvertrages“ (vgl. Jörg Sommer: Kursbuch 
Bürgerbeteiligung #2, Berlin 2017).

FÜNF ZENTRALE ELEMENTE 
EINES BETEILIGUNGSVERTRAGES

Regeln für Konflikte

Ergebnisrelevanz des Verfahrens: 
Was steht zur Disposition?

Berichterstattung des Trägers  
nach dem Verfahren

Rechte der Beteiligten

Ressourcen (Informationen, Zeit, 
Finanzen), die zur Verfügung stehen

Quelle:

Umfrage der Deutschen Umweltstif­

tung unter 458 kommunalen Beteili­

gungspraktikern (2016)

Quelle:

Umfrage der Deutschen Umweltstif­

tung unter 458 kommunalen Beteili­

gungspraktikern (2016)

Beteiligungs- 
beauftragter
Ein Beteiligungsbeauftragter ist als 
unabhängige Person Ansprechpart­
ner für alle Konflikte im Verfahren, 
insbesondere dann, wenn Beteiligte 
sich nicht gehört oder wertgeschätzt 
fühlen. Er oder sie hat als Ombuds­
mensch die Aufgabe, in solchen Kon­
flikten durch direkten Dialog zwi­
schen den Beteiligten zu vermitteln.

Anteil der Beteiligungsverfahren 
MIT Beteiligungsbeauftragtem

ohne

mit

86 %

14 %

Erfolgsquote von 
Beteiligungsverfahren

Erfolgreiche Verfahren ohne 
Beteiligungsbeauftragten

Erfolgreiche Verfahren mit 
Beteiligungsbeauftragtem

100

80

60

40

20

0

92 %

64 %

Bürgerhaushalt:
Im Bürgerhaushalt werden Bürger aktiv an Ent­
scheidungen zu Ausgaben und Einnahmen kom­
munaler öffentlicher Mittel beteiligt. So kann die 
Haushaltsplanung effizienter und bedarfsorien­
tierter gestaltet werden. Es gibt verschiedene Her­
angehensweisen an einen Bürgerhaushalt, die von 
der Ideensammlung über Ausgaben einzelner 
Haushaltsbereiche einer Kommune bis hin zur 
Mitbestimmung über den Gesamtetat reichen. 
Bürgerhaushalte sind stets langfristig angelegte 
Prozesse.

€

Bürgerpanel:

Ein Bürgerpanel zielt darauf ab, die Meinun­
gen der Bürger einer Kommune über mehre­
re Jahre hinweg abzubilden, um Impulse für 
die Gestaltung der Kommunalpolitik zu ge­
winnen. Für diesen Zweck finden regelmäßi­
ge Befragungen einer repräsentativen, stabi­
len und großen Teilnehmergruppe (das 
Bürgerpanel) statt. Die Bürger, die einer Teil­
nahme am Bürgerpanel zugestimmt haben, 
nehmen über 3 bis 4 Jahre hinweg an regel­
mäßigen Befragungen (3-4 pro Jahr) teil. Die­
se erfolgen online, schriftlich oder telefo­
nisch. Idealerweise existieren keine 
Verbindungen der Befragten untereinander, 
sodass kein inhaltlicher Austausch stattfin­
den kann und die Teilnehmer sich nicht ge­
genseitig beeinflussen können.

Zukunftsräte
Dauerhafte Beteiligungsgremien insbesondere auf 
kommunaler Ebene, die jeweils mit 15 bis 20 zufäl­
lig ausgewählten Bürgern (breite Mischung nach 
Alter, Bildung, Geschlecht) nach dem Schöffenmo­
dell besetzt sind und selbst organisiert als „Bera­
tungsgremium“ Verwaltung und Kommunalparla­
ment begleiten (vgl. Patrizia Nanz und Claus 
Leggewie: Die Konsultative. Mehr Demokratie 
durch Bürgerbeteiligung, Berlin 2016).

Motive der Anbieter 
von Bürgerbeteiligung
Noch werden die Potenziale von Partizipation nicht 
ausgeschöpft: Häufig stehen nach wie vor Akzeptanz 
und/oder Konfliktbearbeitung im Fokus.
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Erwartung an 
die Entwicklung der 

Bürgerbeteiligung
Partizipation als ein Grundprinzip unserer 

Demokratie funktioniert über ein breites 
Spektrum von Formen und Verfahren, welche 

die repräsentative Demokratie ergänzen.
Beteiligungspraktiker erwarten eine posi­

tive Entwicklung der kommunalen Beteili­
gungskultur. Parallel dazu wächst die Zahl 

der kommunalen Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide in den deutschen Ge­

meinden, Städten und Landkreisen. In der 
Summe führt diese Entwicklung zu einer 

„Demokratisierung der Demokratie“. Wel­
che neuen Formen des Zusammenwirkens 
von repräsentativer und partizipativer De­

mokratie sich daraus ergeben werden, wird 
die Zukunft zeigen.

3,6 %

positive 
Entwicklung erwartet

negative 
Entwicklung erwartet

Quelle:

Umfrage der Deutschen 

Umweltstiftung unter  

458 kommunalen Beteili­

gungspraktikern (2016)

Quelle:

Umfrage der Deutschen 

Umweltstiftung unter 

458 kommunalen  

Beteiligungspraktikern 

(2016)Angaben in Prozent

96,4 %

Steigendes Interesse – 
Sinkender Einfluss

Bürgergutachten:
Bürgergutachten stellen in einer Demokratie ein 
grundsätzliches Mittel zur Konsultation der Bürger 
dar. In ihnen kommt die Wertschätzung der Ansich­
ten der Bürgerschaft zu einem bestimmten Thema 
oder Projekt zum Ausdruck. Ein Gutachten muss 
nicht zwangsläufig von Regierenden veranlasst  
werden, sondern kann auch von anderen Auftragge­
bern kommen. Am Ende steht die Gutachtenüber­
gabe an den Auftraggeber. Planungszellen und Vor-
Ort-Begehungen helfen bei der Erstellung.

Planungszelle:
Eine Planungszelle dient der Ideenentwicklung und Meinungsbildung 
sowie der Erarbeitung von Lösungsvorschlägen zu konkreten Proble­
men. Um repräsentative Ergebnisse zu erhalten, arbeiten meist mehre­
re Planungszellen parallel zum selben Thema. Die Teilnehmer gestalten 
den Ablauf der Sitzungen frei. Sie werden von professionellen Modera­
toren unterstützt, die gleichzeitig auch die Ergebnisse dokumentieren. 
Bei Bedarf finden Expertenanhörungen sowie Befragungen von Interes­
senvertretern statt, um die Bürger mit dem nötigen (Fach-)Wissen zu 
versorgen. Die Ergebnisse der Planungszelle werden von den Teilneh­
mern überprüft und bewertet. Dieser Prozess findet ohne Anwesenheit 
der Experten und Interessenvertreter statt.

Barcamp:
Anders als bei herkömmlichen Tagungen und Konferenzen gibt es bei einem Barcamp keine detaillierte Planung 
durch den Veranstalter. Zu Beginn des Barcamps versammeln sich alle Beteiligten in einem Raum. An einer 
Pinnwand werden Themenvorschläge gesammelt, über die sich die Teilnehmer austauschen möchten. Wenn ge­
nügend weitere Teilnehmer ihr Interesse an einem Vorschlag bekunden, wird ihm im Veranstaltungsplan eine 
Zeit und ein Raum zugewiesen. Die Offenheit des Verfahrens und die Selbstgestaltungsmöglichkeiten der Teil­
nehmer machen jedes Barcamp individuell: Während bei einem Barcamp relativ wenige, große Themen behan­
delt werden, kann ein anderes durch viele kleine Sessions geprägt sein.

Konsenskonferenz:
Die Konsens- oder Bürgerkonferenz ist für die Technikfolgenabschätzung sowie zur Bearbeitung 
wirtschaftlicher und sozialer Themen geeignet. Diese Methode ermöglicht, die Perspektiven der 

informierten Laien zur Beurteilung wissenschaftlicher und technologischer Entwicklungen in 
die Debatte einzubeziehen. Experten tragen zunächst vor und beantworten dann die Fragen des 

Plenums. Anschließend findet eine Debatte statt und das Schlussdokument mit Stellungnah­
men, Empfehlungen und Begründungen wird verfasst. Nachdem die Fachleute eventuell sachli­

che Fehler im Bericht korrigiert haben, wird der Bericht den Entscheidungsträgern präsentiert.

Bürgergipfel:
Der Bürgergipfel – im angloamerikanischen Raum “21st 
Century Town Hall Meeting” genannt – ist eine Methode 
der Großgruppenbeteiligung, bei der innerhalb kurzer Zeit 
viele Menschen gemeinsam über verschiedene Themen 
beraten. Am Ende steht ein gemeinsam erstelltes Ar­
beitspapier, das an politische Entscheidungsträger weiter­
geleitet wird. Der thematische Schwerpunkt des Bürgergip­
fels kann im Vorfeld entweder durch die Organisatoren 
oder mithilfe eines offenen Verfahrens festgelegt werden.
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Gelingende Partizipation ist eine zentrale Herausforderung für 
die Belebung und Bewahrung unserer Demokratie. Mehr Betei­
ligungsangebote, mehr direkte Demokratie und damit mehr  
politische Teilhabe machen unsere Gesellschaft widerstandsfähig 
gegen populistische Versuchungen und schaffen die Vorausset­
zungen für eine gemeinsame, demokratische und solidarische 
Große Transformation.
Dieses Schaubild zeigt mögliche Elemente eines Partizipationspro­
zesses. Es ist kein Regelwerk, sondern eine Inspiration. 
Jeder Prozess ist so individuell wie die Menschen, die ihn tragen. 
Das Wesen von Partizipation ist, dass sie nicht von oben vorher­
bestimmt stattfinden kann, sondern von den Impulsen vieler Ein­
zelner lebt.

Quellenangabe:

Die Quellen für diese Infografik sind auf den jeweiligen Feldern 

in der PDF-Version (www.movum.info) verlinkt.


